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Bruno Molitor

Schwerer Stand 
des 
Arbeitsministers

Der neue Bundesarbeitsmini
ster hat ein schweres Erbe 

übernommen. Zwar ist inzwi
schen das Tabu gewichen, das 
politisch über das riesige Loch 
in den Rentenfinanzen verhängt 
war. Heute w ird allenthalben zu
gegeben, daß das Defizit bis 
1980 eine Größenordnung von 
85 Mrd. DM erreicht, wenn nichts 
geschieht. Aber das praktische 
Manövrierfeld für eine Sanie
rung bleibt nach wie vor eng: 
die nächste Rentenanpassung 
kommt, wie im Wahlkampf ver
sprochen, Mitte 1977, und aus 
dem gleichen Grund soll am ge
gebenen Beitragssatz nicht ge
rüttelt werden. Neue Ideen sind 
da eine Mangelware erster Ord
nung.

Damit nicht genug, scheint 
auch der jetzige Ressortchef 
nicht gegen den psychologi
schen Fehler gefeit, „P läne“ zu 
verkünden, auch wenn Details 
noch fehlen oder offenbar die 
Meinungen in der Regierungs
koalition noch auseinanderge
hen, um andererseits dann w ie
der wichtige Teilstücke der 
Öffentlichkeit nachzuliefern, wo
bei sich auch noch Zahlenmiß
verständnisse einschleichen.

All dies ist wenig dazu ange
tan, das Mißtrauen abzubauen, 
das sich in der Bevölkerung an
gesammelt hat. Ohnehin macht 
es die besondere Crux der Ren
tenordnung aus, daß die wenig
sten das Paragraphendickicht 
durchschauen, aber die meisten 
von den finanziellen Ergebnis
sen erheblich betroffen werden. 
Und vollends bei einer Sanie
rung, die diesen Namen verdie
nen w ill, hat der Arbeitsm inister 
nichts zu bieten als schmerz
liche Eingriffe.

Da h ilft es wenig, sich auf der 
politischen Bühne in Vorwürfen 
zu erschöpfen und eine Art 
Wundermedizin zu erwarten. 
Was dagegen not tut, ist die 
Prüfung, ob das Sanierungs
messer an der richtigen Stelle 
angesetzt w ird, damit die ge
planten Eingriffe nicht nur neue 
Wunden aufreißen. Schließlich 
sind die Würfel im Parlament ja 
noch nicht gefallen.

Unerläßlicher Bestandteil je 
der Sanierungsbemühung ist 
eine Reform der Reform von 
1972, mindestens was den da
mals trotz a ller Warnungen vor
gezogenen Termin der Renten
anpassung betrifft. Das sollte 
eine teuer bezahlte Lehre sein.

Um so unverständlicher muß 
es erscheinen, daß man nun für 
die Berechnung der Neurenten 
in 1978 das lohnträchtige Jahr 
1974 unberücksichtigt lassen 
und dann die 1977er Lohnent
wicklung mit einem Schätzwert 
erfassen w ill. Das bedeutet 
nichts anderes, als die Renten
formel zu manipulieren. Und 
was immer an vermeintlichen 
Begründungen dafür vorge

bracht w ird: wenn hier erst der 
Anfang gemacht ist, g ibt es in 
der Zukunft kein Halten mehr.

Gute Gründe sprechen dage
gen für einen Übergang zum 
Nettoprinzip in der Rentenan
passung; je mehr die aktiven 
Versicherten mit Beitrags- und 
Steuerabgaben belastet sind, 
desto problematischer w ird die 
Bindung der Renten an die 
Bruttolöhne. Aber wie kann der 
Arbeitsm inister einen solch 
wichtigen Schritt nur vorüberge
hend fü r die Jahre 1979/80 pro
grammieren und dann noch den 
Vorwurf der Flickschusterei zu
rückweisen wollen?

Für Arbeitslose soll in Zukunft 
die Bundesanstalt in Nürnberg 
Beiträge zur Alterssparte zah
len: eine systemkonforme Kor
rektur, die auf der Habenseite 
des Ehrenbergschen Konzepts 
abzubuchen ist. Schade nur, daß 
das Institut der beitragslosen, 
aber doch rentensteigernden 
„Ausfallzeiten“ , mit dem die 
Politiker früher so großzügig 
verfuhren, nicht auch ansonsten 
überprüft wurde.

Ebenso ist der Absicht des 
M inisters zuzustimmen, in den 
kommenden Jahren verstärkt 
auf die Rücklagen der Renten
versicherung zurückzugreifen, 
wenn das auch durch die bishe
rige verfehlte Anlagepolitik tech
nisch nicht ohne Probleme ab
geht. Indes, die Regelhöhe der 
Rücklage schlechtweg auf eine 
Monatsausgabe zu reduzieren, 
heißt mit dem Feuer spielen; die 
Abhängigkeit von den Bundes
finanzen steigt noch mehr.

Der Vorschlag schließlich, die 
Zahlungen fü r die Krankenver
sicherung der Rentner kurzer
hand auf 11%  der Rentenaus
gaben zu kürzen, kann in der 
Sache nicht das letzte Wort sein. 
Als ob die Finanzen der Sozia
len Krankenversicherung durch 
die eigene „Kostenexplosion“ 
nicht ohnehin aufs Äußerste an
gespannt wären! Aber das ist 
ein Kapitel, bei dessen nachhal
tiger Bereinigung der Arbeits
m inister einen noch schwereren 
Stand haben wird.
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